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Praktische und politische Handhabung der Respektierung der 
DDR-Staatsbürgerschaft durch die Bundesregierung und Behörden 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundesminister des Innern — G 5 — 118 145/1 — hat mit 
Schreiben vom 13. März 1985 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

In dem von Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl in der Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 27. Februar 1985 abgegebenen 
Bericht der Bundesregierung zur Lage der Nation im geteilten 
Deutschland hat die Bundesregierung ihre Position zur deutschen 
Staatsangehörigkeit erneut dargelegt. 

Zu den einzelnen Fragen der Kleinen Anfrage wird wie folgt 
Stellung genommen: 

1. Stimmt die Behauptung und welche sachlichen und persönlichen 
Umstände führten dazu, daß 

a) zur Bundestagswahl 1983 44 Wahlbenachrichtigungen an zeit

-

weilig aus dienstlichen Gründen in der Bundesrepublik Deutsch-
land lebende DDR-Bürger gesandt wurden, 

b) die Stadt Düsseldorf an  52 in der Bundesrepublik Deutschland 
tätige DDR-Bürger Wahlbenachrichtigungen sandte, 

c) daß Bürgern aus der DDR Fragebogen für die Erfassung von 
Wehrpflichtigen zugestellt wurden, 

d) DDR-Bürger mit schulpflichtigen Kindern behördliche Aufforde-
rungen erhielten, ihre Kinder nach Bundesgesetzen schulärztlich 
untersuchen zu lassen, 

e) es vier Aufforderungen des Finanzamtes Düsseldorf-Süd und 
anderer Finanzämter gab, in der Bundesrepublik Deutschland 
tätige DDR-Bürger der Steuerpflicht zu unterziehen? 
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Zu a) und b) 

Die Ständige Vertretung der DDR hat der Bundesregierung 1983 
(Bundestagswahl) 44 Wahlbenachrichtigungen und 1984 (Europa- 
und Kommunalwahl) 52 Wahlbenachrichtigungen übergeben, die 
an in Düsseldorf wohnhafte Mitarbeiter von DDR-Außenhandels

-

unternehmen und deren Familienangehörige übersandt worden 
waren. 

Allen volljährigen Deutschen steht das Wahlrecht nach dem Bun-
deswahlgesetz und den entsprechenden Landeswahlgesetzen zu, 
sofern sie in deren Geltungsbereich die Wohnsitzvoraussetzungen 
erfüllen. Wahlbenachrichtigungen begründen keinerlei Pflichten 
für den Empfänger, sondern dienen lediglich zur Unterrichtung. 
Der Bundesregierung ist bekannt, daß der o. g. Personenkreis 
Wahlbenachrichtigungen nicht zu erhalten wünscht. Ihr ist aber 
nicht bekannt, wer zum jeweiligen Zeitpunkt der Wahlvorberei-
tung zu diesem Personenkreis gehört. Die Ständige Vertretung 
der DDR hat es bisher abgelehnt, Namen und Anschriften dieser 
Personen mitzuteilen. 

Zu c) 

Deutsche, die ihren ständigen Aufenthalt in der DDR oder Ber lin 
(Ost) haben, sind nach § 1 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht wehrpflichtig. Dies gilt auch 
für Personen, die beispielsweise aus dienstlichen Gründen zeit-
weilig in der Bundesrepublik Deutschland leben und hier melde-
pflichtig sind. Angehörige dieses Personenkreises haben seit Jah-
ren keine Fragebögen zur Wehrerfassung mehr erhalten. Der im 
„Neuen Deutschland" genannte Fall bet rifft demgegenüber einen 
Deutschen, der seinen ständigen Aufenthalt im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland hat. 

Zu d) 

Die generelle Schulpflichtregelung in der Bundesrepublik 
Deutschland hat keinen staatsangehörigkeitsrechtlichen Bezug. 

In allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland sind Kinder 
und Jugendliche dann schulpflichtig, wenn sie ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hier haben. 

Zu e) 

Es trifft zu, daß Finanzämter in der Bundesrepublik Deutschland 
tätige Personen aus der DDR zur Erfüllung steuerlicher Verpflich-
tungen aufgefordert haben. 

Nach den Steuergesetzen sind die Finanzämter verpflichtet, bei 
allen im Inland tätigen Personen zu prüfen, ob sie mit ihren 
Einkünften der unbeschränkten Einkommensteuerpflicht unter-
liegen. Unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist grundsätzlich, 
wer im Inland einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hat (§ 1 Abs. 1 EStG). Auf die Staatsangehörigkeit kommt es 
dabei nicht an. 
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2. Wie stellen sich die genannten Vorfälle aus der Sicht der Bundes-
regierung dar? 

Auf die Antworten zu Frage 1 wird verwiesen. 

3. Trifft es zu, daß es Vorfälle gab oder daß es die Regel ist, daß 
Bundesbehörden DDR-Bürgern bei zeitweiligem Aufenthalt in der 
Bundesrepublik Deutschland vorläufige Reiseausweise oder entspre-
chende Dokumente ausstellen und für die Zeit der Nutzung dieser 
Personalpapiere durch die DDR-Bürger deren DDR-Personaldoku-
mente einbehalten? 

Alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 GG haben einen 
Rechtsanspruch auf Ausstellung eines Reisepasses der Bundesre-
publik Deutschland. Deshalb haben die zuständigen Paßbehörden 
der Bundesrepublik Deutschland auch Anträgen von Deutschen 
aus der DDR und Berlin (Ost) auf Ausstellung eines Reisepasses 
der Bundesrepublik Deutschland zu entsprechen, sofern nicht im 
Einzelfall ein Paßversagungsgrund gegen den Paßbewerber vor-
liegt. 

Beantragt ein Deutscher aus der DDR oder Berlin (Ost) einen Paß 
der Bundesrepublik Deutschland, so darf der DDR-Paß des An-
tragstellers nur auf dessen ausdrücklichen Wunsch in amtliche 
Verwahrung genommen werden. Der DDR-Paß wird dem Inhaber 
auf Wunsch jederzeit wieder ausgehändigt. 

Ein Deutscher aus der DDR oder Berlin (Ost), der den DDR-Paß 
behalten möchte, hat gleichwohl Anspruch auf Ausstellung des 
von ihm beantragten Passes der Bundesrepublik Deutschland. 
Wenn in Einzelfällen aus Unkenntnis anders verfahren worden ist, 
ist dem im Zusammenwirken mit den Ländern nachgegangen 
worden. 

4. Werden DDR-Bürger durch Behörden der Bundesrepublik Deutsch-
land aufgefordert oder gezwungen, Eintragungen in ihre DDR-Paß-
dokumente vornehmen oder sich Bundespersonalausweise ausstel-
len zu lassen? 

Deutsche aus der DDR oder Berlin (Ost) werden durch Behörden 
der Bundesrepublik Deutschland weder aufgefordert noch 
gezwungen, Eintragungen in ihre DDR-Paßdokumente vorneh-
men zu lassen. Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 6 
verwiesen. 

5. Gab es solche Vorfälle in der Vergangenheit? 

Nur in einem Fall hat ein Standesbeamter in der Bundesrepublik 
Deutschland in den DDR-Reisepaß einer während einer Besuchs-
reise in der Bundesrepublik Deutschland verstorbenen Rentnerin 
aus der DDR einen Vermerk über deren Tod eingetragen. 
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Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 6 verwiesen. 

6. Stimmt die Behauptung, daß das Bezirksamt Eimsbüttel der Stadt 
Hamburg Bürger der DDR aufforderte, sich einen Bundespersonal-
ausweis ausstellen zu lassen, obwohl diese in der Ständigen Vertre-
tung der DDR registriert und im Besitz eines gültigen Reisepasses 
der DDR waren? 

Das Bezirksamt Eimsbüttel der Freien und Hansestadt Hamburg 
hat eine seit 1978 in Hamburg gemeldete Deutsche, die aus der 
DDR übergesiedelt war, im Jahre 1984 aufgefordert, einen Bun-
despersonalausweis zu beantragen. Dies entspricht dem gelten-
den Recht. 

7. Wenn diese Behauptung nicht stimmt, was waren die sachlichen und 
persönlichen Umstände, die dieser Behauptung zugrunde liegen? 

Die Frage ist gegenstandslos. 

8. Trifft es zu, und wenn ja, seit wann wird in Verträgen der Bundesre-
publik Deutschland mit anderen Staaten eine solche oder ähnliche 
Klausel aufgenommen, die wie folgt zitiert wird mit: ,Im Sinne dieses 
Abkommens ... bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörigkeit" in 
bezug auf die Bundesrepublik Deutschland alle Deutschen im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland', und wird die Aufnahme solcher Klauseln in entspre-
chende Verträge auch von anderen Staaten praktiziert? 

9. Um welche Staaten handelt es sich im Falle einer Bejahung der 
letzten Teilfrage? 

Soweit nach dem Gegenstand des Vertrages erforderlich, hat die 
Bundesrepublik Deutschland in Verträgen mit anderen Staaten 
Klauseln aufgenommen, die die Staatsangehörigkeit in bezug auf 
die Bundesrepublik Deutschland durch den der Verfassungs-
rechtslage entsprechenden Hinweis auf Artikel 116 Abs. 1 GG 
definieren. Die Aufnahme von Staatsangehörigkeitsklauseln in 
völkerrechtliche Verträge wird auch von anderen Staaten prakti-
ziert. Eine Gesamtübersicht über diese Staaten liegt der Bundes-
regierung nicht vor. 


